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– Wasserstoff ist das neue Öl NWS am 10. Juni 2020

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur
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Workshop Wasserstoff
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Aufbau einer H2-
Erzeugerstruktur 
(Elektrolyseanlagen)
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Workshop Wasserstoff
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„Umwidmung“ bestehender 
Infrastrukturen und Aufbau neuer 
Versorgungsstrukturen

Deutschland will Plänen des Wirtscha3sministeriums zufolge ein Wasserstoff-
Leitungsnetz mit Staatsbeteiligung au>auen. Bis 2027 sollten mindestens 
1800 Kilometer Leitungen entstehen, heißt es im Entwurf für eine 
Fortschreibung der Wasserstoffstrategie, der der Nachrichtenagentur Reuters 
am Freitag vorlag. »Um einen koordinierten und systemdienlichen Au>au 
eines Wasserstoffnetzes sowie dessen Finanzierbarkeit darzustellen, soll eine 
Wasserstoffnetzgesellscha3 mit staatlicher Beteiligung gegründet werden.«

Reuters, 2.12.2022 zur Fortschreibung der NWS
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
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LVZ vom 20.10.2022

(S. 57)

Handlungsfelder:
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LVZ vom 21.10.2022, S. 9

ZfK.de, 20.05.2022
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LVZ vom 20.10.2022

Für die Zulassung von Anlagen auf den verschiedenen Wertschöpfungsstufen 
des Wasserstoffsektors (Erzeugung, Transport, Speicherung, Verarbeitung) gibt 
es kein einheitliches Zulassungsregime. è Es sind Genehmigungsverfahren 
oder Anzeigeverfahren nach verschiedenen Fachgesetzen durchzuführen.

B. Neubau von Wasserstoffleitungen

C. Umstellung von bestehenden Erdgasleitungen auf den Transport von Wasserstoff

D. Ausgewählte sonstige Wasserstoff-Vorhaben
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B.Neubau von 
Wasserstoffleitungen
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Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur
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1. Der rechtliche 
Rahmen im Überblick
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EnWG

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Wasserstoff als „dritter Energieträger“
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

§ Vor Inkrafttreten des Gesetzes (…) zur Regelung reiner Wasserstoffnetze 
im Energiewirtschaftsrecht am 27. Juli 2021 war unklar, ob die Zulassung 
der Errichtung und des Betriebes neuer Wasserstoffleitungen auf der 
Grundlage des EnWG möglich ist. 

§ Diese Diskussion war zwar auf die Regeln über die Netz-Regulierung
fokussiert – die Schaffung eines eindeutigen Rechtsrahmens für das 
Zulassungsregime wurde aber überwiegend für erforderlich gehalten.
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
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LVZ vom 20.10.2022

H2?

EnWG, Teil 5 Planfeststellung, Wegenutzung
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

Ähnlich für den regulierungsrechtlichen Teil 
des EnWG auch § 28j EnWG

§ Mit § 43l EnWG liegt seit Juli 2021 eine umfassende Regelung für die 
Zulassung von Vorhaben zum Auf- und Ausbau einer Wasserstoff-
Infrastruktur vor (BR-Drs. 165/1/21, 3)
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§ 43l Abs. 2 Satz 1 EnWG regelt die Planfeststellungsbedürftigkeit von Wasserstoffleitungen mit 
einem (Innen-)Durchmesser von mehr als 300 mm, während § 43l Abs. 3 Satz 1 EnWG die 
Planfeststellungsfähigkeit von Wasserstoffleitungen mit einem geringeren Durchmesser regelt.

Neubau > 300 
mm obligatorisch

Neubau
</= 300 mm
fakultativ

(…)
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2. Die neue Bedarfs- und 
Gewichtungsregelung
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LVZ vom 20.10.2022

Wirkung und Funktionsweise „Wasserstoffsicherungsklausel“ in § 43l Abs. 1 Satz 2 EnWG - für 
Planrechtfertigung, normative Gestaltungs- und Auslegungsspielräume – relativer Vorrang

„Die Errichtung von Wasserstoffleitungen liegt bis zum 31. Dezember 2025 im überragenden 
öffentlichen Interesse.“ (EnWG-Novelle vom 19. Juli 2022 (BGBl. I 1214 (1223))

§ 2 EEG-2023: „Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen … liegen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen 
der öffentlichen Sicherheit. Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren 
Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden.“

§ 1 Satz 3 NABEG: „Die Realisierung der Stromleitungen, die in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen, ist aus 
Gründen eines überragenden öffentlichen Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.“ 

§ 3 LNGG: „Die Vorhaben nach § 2 Absatz 2 sind für die sichere Gasversorgung Deutschlands besonders dringlich. Für 
diese Vorhaben wird die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der Bedarf zur Gewährleistung der Versorgung der 
Allgemeinheit mit Gas festgestellt. Die schnellstmögliche Durchführung dieser Vorhaben dient dem zentralen Interesse an 
einer sicheren und diversifizierten Gasversorgung in Deutschland und ist aus Gründen eines überragenden öffentlichen 
Interesses und im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich.“ 
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
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LVZ vom 20.10.2022

Gesetzesmaterialien

Befristung bis zum 31. Dezember 2025 ist der Tatsache 
geschuldet, dass bis dahin ein Netzentwicklungsplan 
Wasserstoff avisiert ist, der den Bedarf feststellen wird.
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

LVZ vom 20.10.2022

In der Beratung im Bundestag am 24. Juni 2022 wurde über Parteigrenzen hinweg deutlich, dass
mit der Gesetzesänderung das Ziel verfolgt wird, den Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur zu
beschleunigen:
- „der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur [ist] nun auch von übergeordnetem nationalem

Interesse“ (MdB Konrad Stockmeier (FDP))

- „Deswegen schreiben wir fest, dass auch der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur […] im
überragenden öffentlichen Interesse ist.“ (MdB Markus Hümpfer (SPD))

- „Wir haben auch die Aufnahme von Wasserstoffleitungen in das Verteilernetz als
überragendes öffentliches Interesse in diesem Gesetzesentwurf verankert.“ (MdB Dr. Ingrid
Nestle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

- „Wir werden deshalb zustimmen, weil wir eine gemeinsame Verantwortung für die Dinge
sehen, die notwendig sind in unserem Land, und wir müssen beim Netzausbau beschleunigt
vorankommen. Und wir werden zustimmen, weil Sie in den Beratungen Punkte, die auch uns
wichtig waren, die wir mit unseren Forderungen eingebracht haben, aufgegriffen haben und Sie
jetzt in den Veränderungen auch den Netzausbau und auch die Wasserstoffinfrastruktur
zum herausragenden öffentlichen Interesse machen. Das hat uns bewogen, zuzustimmen, und
das werden wir hier auch machen.“ (Andreas Jung (CDU/CSU))

BT-Plenarprotokoll 20/45, S. 4692 ff.
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
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LVZ vom 20.10.2022

3. Vorgaben für die 
Planfeststellung
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§ 43 EnWG
(…) Abwägung

Verweis auf allgemeine Regelungen im VwVfG

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Verfahrensablauf (§§ 73-75 VwVfG): Planeinreichung – Beteiligung TÖB und der Öffentlichkeit –
Erörterung – Entscheidung 



Seite 24Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

EnWGModifikation des § 73 VwVfG

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Beschleunigung

Verzicht auf Erörterung
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EnWG
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EnWG

Verzicht auf Erörterung
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Sofortige Vollziehung

Gesetzliche Klage-
begründungsfrist

EnWG
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Beschleunigung durch Einbeziehung externer Spezialisten

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur EnWG
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Typische Herausforderungen bei Rohrleitungsvorhaben:
§ Koordination verschiedener Behörden, insbesondere bei länderübergreifenden 

Projekten (ggf. mehrere Planfeststellungsverfahren, da keine länderübergreifende 
Bündelung - § 3 VwVfG und § 78 VwVfG ermöglichen keine länderübergreifende 
Zuständigkeitskonzentration)

§ Ermittlung und Bewältigung von „Raumwiderständen“ von A(rchäologie)-Z(auneidechse)
verläuft durch 2 Bundesländer, quert eine Bahntrasse, Bundesautobahn, 
Bundesstraße, 5 Landstraßen, 4 Kreisstraßen, Gewässer I. Ordnung, 5 Bäche, 2 
Gräben

§ Sicherung der Flächenverfügbarkeit

Vgl. aber § 43b Nr. 2 EnWG
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur
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LVZ vom 20.10.2022

4. Flächensicherung und 
Durchführung des Vorhabens

Duldung von Vorarbeiten (§ 44 EnWG)

Enteignung (§ 45 EnWG)

Parallelführung von Planfeststellungs- und Enteignungsverfahren (§ 45b EnWG)

Vorzeitige Besitzeinweisung (§ 44b EnWG)

Zulassung vorzeitigen Baubeginns (§ 44c EnWG)
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LVZ vom 20.10.2022

Die Errichtung von Gasleitungen mit einem Betriebsdruck von mehr als 16 bar 
unterliegen der Gashochdruckleitungsverordnung (GasHDrLtgV). 

Diese ist nach § 113c Abs. 1 EnWG auch für Wasserstoffleitungen, die für einen 
maximalen Betriebsdruck von mehr als 16 bar ausgelegt sind, entsprechend 
anzuwenden. Darin sind Anzeigepflichten für Errichtung und Betrieb einer 
Gashochdruckleitung geregelt.  Das Verfahren gemäß § 5 GasHDrLtgV dient vor 
allem dazu sicherzustellen, dass die Leitung nach dem Stand der Technik so 
errichtet und betrieben wird, die Sicherheit der Umgebung nicht beeinträchtigt wird 
und schädliche Einwirkungen auf den Menschen und die Umwelt vermieden werden. 
Die Anzeige muss mindestens 8 Wochen vor Beginn der Errichtung vollständig 
vorgelegt werden. Die Behörde hat dann in der Regel 8 Wochen Zeit, das Vorhaben 
zu beanstanden. 

Anzeigepflicht nach Gashochdruckleitungsverordnung
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B. Umstellung („Umwidmung“) 
von Gasleitungen für den 

Transport von Wasserstoff

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur
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LVZ vom 20.10.2022

„Umwidmung“ von bestehenden Gasleitungen

§ Volkswirtschaftlich sinnvolle Weiternutzung der von den 
Gasnetzbetreibern vorgehaltenen Infrastruktur

§ Mit hoher Wahrscheinlichkeit wird sich die zukünftige 
Wasserstoffleitungsinfrastruktur aus der bestehenden 
Erdgasinfrastruktur entwickeln. 
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
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EKP Sachsen S. 46
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§ 43l Abs. 4 EnWG: „Umwidmung“ von Erdgasversorgungsleitungen
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LVZ vom 20.10.2022

§ 43l Abs. 4 EnWG
Sätze 1 und 2: Fortgeltung bestehender 
Zulassungen für Gasversorgungsleitungen 
(gesetzliche Fiktion) 

Planfestellung nach § 43l Abs. 2, 3 EnWG 
für „schlichten“ Wechsel des 
Transportmediums von Gas auf H2 nicht
erforderlich, kein energierechtliches 
Anzeigeverfahren nach § 43f EnWG, da qua 
Fiktion keine Änderung

Für 
„unwesentliche“ 
Änderungen und 
Erweiterungen 
energierechtliches 
Anzeigeverfahren  
è § 43f EnWGSicherheitstechnische Anzeige nach § 113c 

EnWG an Energieaufsichtsbehörde; ggf. 
anlagenbezogene Anforderungen nach dem 
BImSchG, vgl. Abs. 6

Für „wesentliche“
Änderungen und 
Erweiterungen regelmäßig 
Planfeststellung è § 43l 
EnWG, (ggf.) 
Plangenehmigung, § 74 
VI VwVfG)

Sicherheitstechnische Anzeige, 113c EnWG

Änderungen durch technisch erforderliche 
Umbaumaßnahmen z.B. an Armaturen, 
Austausch von Rohren u.a., aber: Inhalt der 
bisherigen Zulassungsentscheidung 
maßgebend (Abweichung vom status quo? 
Oder nur nachholende Unterhaltung)
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LVZ vom 20.10.2022

Der Begriff der „Unwesentlichkeit“ ist in § 43f Abs. 1 Satz 2 EnWG gesetzlich definiert:

§ Keine UVP nach UVPG oder durch spezielle 
Wasserstoff-Privilegierungsvorschrift in § 43f Abs. 2 
EnWG

§ Andere öffentliche Belange nicht berührt oder bereits 
abgeschichtet

§ Private Belange nicht beeinträchtigt oder Einigung 
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Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
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LVZ vom 20.10.2022 (…)

Änderung oder Erweiterung bestehender Leitungen

UVP-Privilegierung

Anzeige bei unwesentlichen Änderungen
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LVZ vom 20.10.2022

§ 43f EnWG

(…)

Eingeschränktes Prüfprogramm im Anzeigeverfahren, Monatsfrist

„Dingliche Rechte anderer“-Privilegierung

VA?
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Rechte Dritter: Auslegungsregel: Erstreckung von Gestattungsvereinbarungen auf Wasserstofftransport



Seite 41

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

LVZ vom 20.10.2022

Anzeige
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C. Ausgewählte sonstige 
„Wasserstoffvorhaben“

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
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Elektrolyseanlagen zur Erzeugung von Wasserstoff sind der Nr. 4.1.12 des 
Anhangs 1 der 4. BImSchV zugeordnet (Anlagen zur Herstellung von Stoffen […] 
durch chemische […] Umwandlung in industriellem Umfang […] von Gasen wie […] 
Wasserstoff […]). 

Sie sind in der Spalte c) zur Verfahrensart mit einem „G“ gekennzeichnet und sind 
somit im förmlichen Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 10 BImSchG zu 
genehmigen. Des Weiteren sind diese Anlagen im Anhang 1 der 4. BImSchV in 
Spalte d) mit einem „E“ gekennzeichnet und fallen somit unter den 
Anwendungsbereich der Industrieemissionsrichtlinie (IE-Richtlinie). 

Anlagen zur Erzeugung von Wasserstoff (Elektrolyseanlagen)

Ggf. aber auch im Wege eines energierechtlichen Planfeststellungsverfahrens 
nach § 43 II 1 Nr. 7 EnWG (Energiekopplungsanlagen; vgl. Riege/Schacht, in: 
Beck-OK, EnWG, Rdnr. 5 zu § 43l))
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LVZ vom 20.10.2022

Wird Wasserstoff zur weiteren stofflichen Nutzung oder zur weiteren energetischen
Nutzung durch Rückverstromung oder Wärmeerzeugung gelagert, ausgenommen in 
Untergrundspeichern, besteht die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungspflicht nach Nr. 9.3 des Anhangs 1 der 4. BImSchV in Verbindung 
mit den Mengenschwellen nach Anhang 2 der 4. BImSchV. 

Danach ist ab einer Mengenschwelle für die Lagerung von 3 Tonnen bis weniger als 30 
Tonnen Wasserstoff ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren und von 30 Tonnen und 
mehr ein reguläres Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen. 

Lagerung von Wasserstoff
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LVZ vom 20.10.2022

Die Nutzung von Wasserstoff in Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme ist nach der 4. 
BImSchV genehmigungsbedürftig. Die Genehmigungsbedürftigkeit für Feuerungsanlagen 
unter Einsatz von Wasserstoff ergibt sich nach Anhang 1 der 4. BImSchV wie folgt: 

§ Verbrennungsmotor- und Gasturbinenanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 bis 
weniger als 20 MW sind nach Nr. 1.2.3.2 genehmigungsbedürftig im vereinfachten 
Genehmigungsverfahren

§ alle Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 20 bis weniger als 50 MW 
sind nach Nr. 1.2.3.1 genehmigungsbedürftig im vereinfachten Genehmigungsverfahren 

§ Verbrennungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW oder mehr sind nach 
Nr. 1.1 als IE-Anlagen genehmigungsbedürftig im Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Nutzung von Wasserstoff in Anlagen zur Strom- und Wärmeerzeugung

Ggf. Erleichterungen durch neue Sonderregelungen zur 
Bewältigung der Gasmangellage, vgl. §§ 31a – l BImSchG)
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In Bezug auf die Wasserstoffprojekte fallen folgende Vorhaben unter den 
Erlaubnisvorbehalt nach § 18 BetrSichV: 
§ Errichtung und Betrieb von Dampfkesselanlagen mit dem Brennstoff 

Wasserstoff, 
§ Errichtung und Betrieb von Füllanlagen zur Abfüllung von Wasserstoff in 

ortsbewegliche Druckgeräte, 
§ Errichtung und Betrieb von Gasfüllanlagen zum Befüllen von Land-, 

Wasser- und Luftfahrzeugen mit Wasserstoff zur Verwendung als Treib- oder 
Brennstoff (z. B. Wasserstofftankstelle). 

Sofern das Vorhaben im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach 
BImSchG zu führen ist, ist die Erlaubnis nach § 18 BetrSichV in dieses integriert.

Erlaubnispflicht nach der Betriebssicherheitsverordnung
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Vorhaben, welche die behälterlose, unterirdische Speicherung von 
Wasserstoff zum Ziel haben, unterliegen dem Bundesberggesetz, vgl. § 126 
BBergG. 

Die Errichtung, der Betrieb und die Stilllegung von Anlagen zur unterirdischen, 
behälterlosen Speicherung von Wasserstoff sind mit den nach BBergG 
notwendigen Nachweisen mittels bergrechtlicher Betriebspläne bei der 
Bergaufsichtsbehörde zu beantragen. 

Sollte kein Erfordernis für die Aufstellung eines Rahmenbetriebsplanes
festgestellt werden und damit auch kein Planfeststellungsverfahren geführt 
werden, werden im bergrechtlichen Zulassungsverfahren u.a. die Belange der 
Raumordnung, des Umwelt- und Naturschutzes, Gewässer- und Bodenschutzes 
sowie der Störfall-VO geprüft. 

Unterirdische Speicherung von Wasserstoff
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Ausblick
§ Die zukünftige EU-Regulierung im Kontext des „EU-Gaspakets“ 

(u.a. Änderung der Gas- Binnenmarktrichtlinie 2009/73/EG und 
Fernleitungszugangsverordnung Nr. 715/2009) könnte die „Karten“ 
noch einmal „neu mischen“.

§ Nach Durchführung des Trilog-Verfahrens (voraussichtlich bis Ende 
2023) dürfte neue oder geänderte Gas-Binnenmarktrichtlinie 
vorliegen. Der Entwurf der RL sieht in Art. 8 auch Vorgaben für 
Genehmigungsverfahren für den Bau und Betrieb von 
Wasserstoffinfrastruktur vor. Disruptive Veränderungen werden eher 
nicht erwartet, punktueller Anpassungsbedarf des nationalen Rechts 
kann bestehen.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze
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Backup - Normen 
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EnWG
Wichtig für die Vorbereitung der Planfeststellungsunterlagen: Duldung von Untersuchungen
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EnWG

Enteignungsrechtliche Vorwirkung

Geht gemäß § 45b EnWG schon ab Abschluss des Anhörungsverfahrens
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EnWG



Seite 58

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

EnWG



Seite 59

Leipziger Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht
Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur

Leipzig, 06.12.2022
Prof. Dr. Roman Götze

EnWG ab Vorliegen des PFB oder ggf. sogar schon 
nach Anhörungsverfahren (Abs. 1a)
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EnWG

(…)
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Legaldefinition in § 3 EnWG
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§ Fallgruppe 1: Reine Umwidmung ohne Änderung oder Erweiterung: Bei reiner Umwidmung von 
Erdgasleitungen ohne technische Änderungen ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 43l 
Abs. 4 Sätze 1 und 2 EnWG kein separates Planfeststellungsverfahren durchzuführen, da die 
bisherigen Zulassungen für die Erdgasleitungen fortgelten. 

§ Fallgruppe 2: Umwidmung mit Änderungen oder Erweiterungen: Werden allerdings Änderungen 
und Erweiterungen der Gasversorgungsleitung erforderlich (was regelmäßig der Fall sein dürfte) 
und sind diese Änderungen von der bisherigen Zulassung nicht gedeckt, wird ein 
Anzeigeverfahren nach § 43l Abs. 4 Satz 3 i. V. m. § 43f EnWG durchgeführt.Hier gilt gemäß §
43 f Abs. 4 Satz 4 EnWG eine Monatsfrist. Liegen die Voraussetzungen des § 43f EnWG aufgrund 
der Wesentlichkeit der Änderung nicht vor, ist aber regelmäßig ein Planfeststellungsverfahren 
durchzuführen.

Unabhängig von der Notwendigkeit der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens besteht 
außerdem bei der Umstellung von Erdgasleitungen auf Wasserstoff nach § 113c Abs. 3 EnWG eine 
Anzeigepflicht. Die Anzeige muss mindestens 8 Wochen vor Beginn der Umstellung vollständig 
vorgelegt werden. Die Behörde hat dann 8 Wochen Zeit, das Vorhaben zu beanstanden. 

Zusammenfassung: Umstellung von Gasleitungen auf Wasserstoff
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Die Errichtung und der Betrieb bzw. die Änderung einer Wasserstoffanlage wird 
störfallrelevant, sobald die Mengenschwellen aus Anhang I der Störfall-Verordnung (12. 
BImSchV) erreicht werden. Dann wird die Anlage Betriebsbereich oder Bestandteil eines 
Betriebsbereichs. Für Betriebsbereiche nach § 3 Abs. 5a BImSchG ergeben sich für den 
Anlagenbetreiber weitere Pflichten bezüglich der Anlagensicherheit. Dabei wird zwischen 
Betriebsbereichen der unteren Klasse (§ 2 Nr. 1 der 12. BImSchV) und der oberen 
Klasse (§ 2 Nr. 2 der 12. BImSchV) unterschieden. Für Betriebsbereiche der oberen 
Klasse bestehen, im Vergleich zu denen der unteren Klasse, erweiterte Pflichten. Aus 
Anhang I der 12. BImSchV, in dem Wasserstoff unter der Nr. 2.44 genannt wird, ergeben 
sich folgende Mengenschwellen für die Einstufung: 
§ als Betriebsbereich der unteren Klasse ab Erreichen der Mengenschwelle von 5.000 

kg und Unterschreiten der Mengenschwelle von 50.000 kg Wasserstoff 
§ als Betriebsbereich der oberen Klasse ab Erreichen der Mengenschwelle von 50.000 

kg Wasserstoff 

BImSchG-Pflichtige Wasserstoff-Anlagen; Störfallanlagen
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Quellen:

(Mai 2022, i.E.)

Land Sachsen-Anhalt

Riege/Schacht, in: BeckOK EnWG (Assmann/Pfeiffer), 4.Ed., Stand 1.9.2022


